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Bei aller Skepsis offen für Frieden
Jüdische und arabische Schüler aus Israel begegnen sich bei der Euriade in Kerkrade. Von Feindseligkeit
ist nichts zu spüren. Doch große Unterschiede leugnet niemand. Und die Angst vor Terror bleibt.

VON RALPH ALLGAIER

Kerkrade. Sie sitzen zusammen in
spürbarer Harmonie und mit ge-
genseitigem Respekt. Offen, dem
anderen zuzuhören und seine
Sicht der Dinge zu verstehen. Es ist
nicht selbstverständlich, dass jüdi-
sche und arabische Jugendliche
aus Israel sich so offen darüber
austauschen, wie es mit ihrer
friedlosen Heimat weitergehen
könnte.

In dieser Woche bietet ihnen
das Jugendprojekt der Stichting
Euriade in der Abtei Rolduc dazu
Gelegenheit. Knapp 70 junge Leu-
te zwischen 15 und 18 Jahren aus
Deutschland, den Niederlanden,
Belgien, Luxemburg, Österreich,
Russland und eben Israel begeg-
nen sich derzeit im Vorfeld der
Verleihung der Martin-Buber-Pla-
kette, die am Freitag der frühere
sowjetische Staats- und Parteichef
Michail Gorbatschow und seine
Tochter Irina Virganskaya in Kerk-
rade entgegennehmen werden.

Die Jugendlichen, so formuliert

es Euriade-Intendant Werner Jans-
sen, sind eingeladen, sich im Sin-
ne Martin Bubers „auf den Weg
zum anderen“ zu machen, sich be-
wusst dem Fremden, den Gedan-
ken und Empfindungen unbe-
kannter Menschen zu öffnen und
miteinander ins Gespräch zu kom-
men.

So treffen sich denn
auch Shay, Danielle,
Inbal und Tal, alle 15
Jahre alt und Bürger Is-
raels jüdischen Glau-
bens, sowie ihre Leh-
rerin Michelle aus
dem Kibbuz Maabarot
mit den arabischen Is-
raelis Mohammed
und Ahmad (beide
16), Yousef (17) sowie deren Leh-
rer Neaman, die aus einem klei-
nen Ort in der Nähe von Nazareth
stammen. Freundlich und ver-
ständnisvoll verläuft dieser Dia-
log, von Feindseligkeit ist nichts
zu bemerken. „Warum auch?“,
sagt Neaman unserer Zeitung.
„Wir sind der Auseinandersetzun-

gen müde und sehnen uns alle
nach Frieden. Es hilft doch nichts,
sich ständig gegenseitig zu be-
schuldigen.“

Kontrovers diskutiert wird trotz-
dem. Keiner der Jugendlichen hat
eine genaue Vorstellung, wie ein
Kompromiss zwischen Israelis und

Palästinensern aussehen könnte,
und über den künftigen Status
von Jerusalem, das für Juden und
Muslime gleichermaßen zentrale
religiöse Bedeutung hat, findet
man gar keine Einigung. Offen-
heit und Dialogbereitschaft, das
zeigt sich in diesem Gespräch
deutlich, können große Ängste vor

allem seitens der Juden nicht min-
dern. „Wir können euch nicht
wirklich vertrauen“, sagt Shay ih-
ren arabischen Altersgenossen.
Und die 15-Jährige schildert, wie
sie, ihre Familie und Freunde in
ständiger Sorge vor Gewalt und
Terror leben. Shays Bruder ist Sol-
dat, und sie fürchtet, auch er
könnte entführt werden wie Gilad
Shalit, dessen Geiselnahme 2006
den jüngsten Krieg mit dem Liba-
non auslöste. Shay berichtet von
einer Bekannten, die Opfer eines
Attentats auf ein Restaurant wurde
und seitdem blind ist. Moham-
med kann solche Ängste uneinge-
schränkt nachvollziehen, er ak-
zeptiert, dass nach dem Holocaust
die Gründung des Staates Israel
unausweichlich war. Er sagt aber
auch: „Letztlich sind die Palästi-
nenser die Opfer der Opfer des
Holocaust, weil sie vertrieben wur-
den.“ Sie wollten nicht auf Dauer
verfolgte Minderheit bleiben.

Den derzeitigen Spitzenpoliti-
kern in Israel und den Palästinen-
sergebieten trauen die Jugendli-
chen kaum zu, den jahrzehntelan-
gen Nahost-Konflikt alsbald zu lö-
sen. Stattdessen äußern sie die
Hoffnung, dass erst ihre eigene
Generation später einmal vorbe-
haltloser und kompromissbereiter
einen Weg aus der Krise finden
wird. Dass Juden und Palästinen-
ser dabei zusammenleben kön-
nen, schließen alle aus. „Die Men-
talität und die Religion sind zu
unterschiedlich“, sagt Lehrerin
Michelle. „Es wird nur funktionie-
ren, wenn beide ihren eigenen
Staat erhalten. Und es wird Zeit,
dazu nun harte Entscheidungen
zu treffen.“

Annäherung an Russland

Der Nahe Osten ist natürlich nur
ein Thema während der Jugendbe-
gegnung in dieser Woche. Gestern
vormittag bereiteten sich alle Teil-
nehmer auf ihr morgiges Ge-
spräch mit Preisträger Gorba-
tschow vor. Und setzten unter-
schiedliche Akzente. Das politi-
sche Wirken des ehemaligen sow-
jetischen Machthabers wurde da-
bei nicht ausschließlich positiv ge-
sehen. „Er hat nicht weit genug
gedacht. Die Russen wurden auf
seine Reformen nicht genügend
vorbereitet“, sagt eine junge Frau
in einer der Arbeitsgruppen. In ei-
nem anderen Gesprächskreis nä-
herten sich die Teilnehmer dem
Thema Russland, indem sie über
gängige Klischees debattierten.
„Vollkommen autonom gestalten
die Jugendlichen hier die Diskus-
sion. Ich musste mich als Lehrer
gar nicht einschalten“, sagt Hel-
mut Schmitz, der an der Gustav-
Heinemann-Gesamtschule in Her-
zogenrath Deutsch und Philoso-
phie unterrichtet und gemeinsam
mit etwa 20 anderen Lehrer-Kolle-
gen den Jugend-Dialog begleitet.
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Patientenverfügung
Im Streit um eine gesetzliche

Regelung von Patientenverfü-
gungen verhärten sich die Fron-
ten, nachdem gestern eine inter-
fraktionelle Parlamentariergrup-
pe um die Unionspolitiker Wolf-
gang Zöller (CSU) und Hans Ge-
org Faust (CDU), die frühere
Bundesjustizministerin Herta
Däubler-Gmelin (SPD) sowie die
Linksabgeordnete Monika Kno-
che den mittlerweile dritten Ge-
setzentwurf vorgelegt hat (wir
berichteten in unserer gestrigen
Ausgabe).

Ein Kompromiss ist nicht in
Sicht, die Mehrheitsverhältnisse
im Bundestag sind völlig unklar.
Die Parlamentarier sind zerris-
sen. Der Bundestag steuert auf
seine wohl schwierigste Ent-
scheidung in dieser Wahlperio-
de zu. „Da gibt es keinen Kom-
promiss“, sagte Unionsfraktions-
vize Wolfgang Bosbach (CDU)
gestern im Gespräch mit unserer
Berliner Redaktion. Ob ein Be-
handlungsabbruch verfügt wer-
den kann, auch wenn Heilungs-
chancen bestehen, ob Patienten-
verfügungen schriftlich vorlie-
gen müssen oder nicht – hier
müssten sich die Parlamentarier
„einfach entscheiden“.

Einfach wird das bestimmt
nicht, doch „spätestens um Os-
tern herum“ solle nach jahrelan-

ger Debatte ein Gesetz verab-
schiedet werden, hofft Bosbach.
Wo er keine Kompromisslinien
sieht, hofft SPD-Rechtsexperte
Joachim Stünker als Initiator des
Gesetzentwurfs, den schon seit
Monaten rund 200 Abgeordnete
unterstützen, allerdings noch
auf eine Fusion seines Entwurfs
mit dem der Gruppe Zöller. „Es
muss hier möglich sein zusam-
menzukommen“, so Stünker ge-
genüber unserer Berliner Redak-
tion. „Die Ansätze sind fast de-
ckungsgleich“, redet er die Un-
terschiede klein und sendet erste
Signale, wo er von seinem Ent-
wurf abweichen könnte: „Die
Schriftform wäre für mich kein
K.O.-Kriterium.“ Doch die Grup-
pe Zöller hält zunächst am ei-
genständigen Ansatz fest.

Eine Prognose über den Aus-
gang einer Bundestagsabstim-
mung wagt derzeit niemand, zu-
mal die beiden Konkurrenten
gerade erst mit der Werbung um
Unterstützer beginnen. Und zu-
letzt gibt es auch eine vierte
Gruppe, die sich nicht hinter ei-
nem Gesetzentwurf schart: Abge-
ordnete, die wie die Bundesärz-
tekammer Rechtsunsicherheiten
bestreiten und gar keinen Hand-
lungsbedarf sehen. „Das sind
nicht wenige“, weiß Bosbach.
Martin Rücker (Berlin)

In freundschaftlichem Dialog: Israelische Jugendliche jüdischen Glaubens diskutierten mit Angehörigen der
arabischen Minderheit in Kerkrade überWege zur Befriedung des Nahen Ostens. Foto: Ralph Allgaier

„Wir sind der
Auseinandersetzung müde
und sehnen uns alle nach
Frieden.“
NEAMAN, ARABISCHER LEHRER
AUS DER NÄHE VON NAZARETH

KOMMENTARKOMMENTAR

Mit Augenmaß
Bei Metall-Tarifverhandlungen siegt die Vernunft
............................................................................................................................................................

6 RASMUS BUCHSTEINER (BERLIN)

Als Tiger gestartet, als Bett-
vorleger gelandet? Mit ih-
rer historisch-hohen Forde-

rung von acht Prozent mehr
Lohn war die IG Metall in die
Verhandlungen gezogen, mit 4,2
Prozent Lohnplus kommt sie he-
raus.

Noch nicht einmal eine 5 vor
dem Komma – unter normalen
Umständen hätte das eine kra-
chende Niederlage für das neue
Führungsduo der Metaller be-
deutet. Heftigste Kritik der eige-
nen Basis wäre programmiert ge-
wesen. Nun wird es sicherlich
auch interne Debatten geben,
aber die Beschäftigten werden
sich mit diesem Abschluss an-
freunden müssen und letztlich –
bei allem Unbehagen – auch
können.

Die Finanzkrise und ihre über-
raschend schnellen und heftigen
Auswirkungen auf die Realwirt-
schaft haben den Metallern ei-
nen Strich durch die Rechnung
und ihre Hoffnungen zunichte
gemacht. Der Traum, nach den
hervorragenden Ergebnissen der

Unternehmen ihres Wirtschafts-
zweiges in den vergangenen Jah-
ren nun endlich einen kräftigen
Schluck aus der Pulle nehmen
zu können, war schnell ausge-
träumt.

Die Umstände dieser Tarifrun-
de waren eben alles andere als
normal. Nach dem zähen Streit
um die Altersteilzeit im Sommer
haben die Tarifpartner der Me-
tall- und Elektroindustrie erneut
Handlungsfähigkeit bewiesen.
Ein regulärer Streik, der ange-
sichts stillstehender Bänder und
größter Sorgen in der Autoin-
dustrie ohnehin kaum vertretbar
und erfolgversprechend gewesen
wäre, wurde abgewendet.

Gesiegt haben Vernunft und
Augenmaß. Das Prinzip der Ta-
rifautonomie und des Flächenta-
rifs hat sich einmal mehr be-
währt. Der Abschluss von Sin-
delfingen sieht jedenfalls genü-
gend Spielräume für Betriebe
vor, die unter dem Konjunktur-
einbruch besonders zu leiden
haben werden.
/ az-politik@zeitungsverlag-aachen.de

Grenzen der Freiheit
Doppelrolle für das Bundeskriminalamt
............................................................................................................................................................

6 ANDREAS HERHOLZ (BERLIN)

Es erinnert an George Or-
wells Schreckensvision vom
Überwachungsstaat. Nicht

nur der Wohnraum und das
Telefon, sondern auch die Fest-
platte werden ausgespäht. Im
Kampf gegen den Terror erhält
das Bundeskriminalamt weitrei-
chende zusätzliche Kompeten-
zen. Die Ermittler werden nach
den Plänen der großen Koalition
künftig eine Doppelrolle über-
nehmen: Polizei und Geheim-
dienst zugleich.

Natürlich muss der Staat die
Freiheit vor Bedrohungen und
Feinden schützen. Wer die Frei-
heit und die demokratische
Grundordnung erhalten will,
muss auch bereit und fähig sein,
Angriffe auf sie möglichst schon
im Vorfeld zu vereiteln. Der 11.
September 2001 und die Terror-
anschläge auf die USA waren
eine Zäsur, die Politik und Si-
cherheitsbehörden vor völlig
neue Herausforderungen gestellt
hat.

Bereits unter der rot-grünen
Bundesregierung waren gleich
mehrere weitreichende Anti-
Terror-Pakete geschnürt wor-
den. Die große Koalition legt

nach. Schließlich lässt sich dem
internationalen Terrorismus
nur schwer mit den Kompeten-
zen und der Ausstattung der
Vergangenheit das Handwerk
legen. Vor allem in der Kom-
munikationstechnologie schei-
nen die wackeren Ermittler oft
hilf- und mittellos ins Hinter-
treffen zu geraten. Wie die
Telefonüberwachung ist hier
im Internetzeitalter auch die
Online-Überwachung ein not-
wendiges Fahndungsinstru-
ment.

Rechtsstaatliche Grundsätze
und enge Grenzen dürfen dabei
jedoch nicht aufgegeben wer-
den. Das Bundesverfassungsge-
richt hatte ganz bewusst Gren-
zen für die Online-Durchsu-
chung gezogen und auf eine Art
Grundrecht auf Datensicherung
gepocht. Karlsruhe dürfte daran
bei zu erwartenden Klagen erin-
nern. Mit der Einschränkung des
Informantenschutzes auch für
Journalisten droht eine nicht
hinnehmbare Einschränkung
der Pressefreiheit. Auch dies ein
Fall für die Hüter des Grundge-
setzes.
/ az-politik@zeitungsverlag-aachen.de

Mit der ganzen Macht des Sicherheitsstaates
Neue Kompetenzen des BKA greifen tief in Grundrechte ein. Opposition will Gesetz im Bundesrat stoppen.

VON ANDREAS HERHOLZ

Berlin. „Monsterbehörde“,
„Schnüffelstaat“, „deutsches FBI“,
„eine Polizei, die ihr eigener Ge-
heimdienst ist“ – heftige Kritik an
der Reform des Bundeskriminal-
amtes (BKA). Die Opposition lässt
kein gutes Haar daran. Nach 15
Monaten heftiger Auseinanderset-
zungen verabschiedet der Bundes-
tag am Mittwoch das umstrittene
BKA-Gesetz. Vorerst letzter Schlag-
abtausch im Plenum über die Fra-
ge, wie Freiheit und Sicherheit am
besten geschützt werden können.
Dann gibt der Bundestag mit der
Mehrheit von Union und SPD grü-
nes Licht.

Doch der Streit geht weiter.
FDP, Grüne und Linkspartei wol-
len die Reform im Bundesrat oder
spätestens beim Bundesverfas-
sungsgericht stoppen. Ein Stück
Rechtsgeschichte werde hier ge-
schrieben – „aber nicht im positi-
ven Sinne“, beklagt FDP-Innenex-
pertin Gisela Piltz.

Braucht das BKA im Kampf ge-
gen den internationalen Terroris-
mus weitergehende Zuständigkei-
ten? Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) verteidigt
das neue Gesetz, rechtfertigt die

zusätzlichen BKA-Kompetenzen
und hält ein trotziges und enga-
giertes Plädoyer für das neue Ge-
setz. Unverantwortlich sei die Kri-
tik der Gegner, sagt Schäuble. Er
wirft Teilen der Opposition Ver-
unsicherung der Bevölkerung und
eine „Diffamierung des freiheitli-
chen Rechtsstaates“ vor. Das Bun-
deskriminalamt sei
nicht die Stasi, empört
sich der Innenminister
über Grünen-Kritiker,
die von „einem Hauch
von Stasi“ gesprochen
hatten.

Rückendeckung
kommt vom Koalitions-
partner SPD: „Ich bin
der festen Überzeu-
gung, dass sich das Ergebnis sehen
lassen kann“, lobt SPD-Innenex-
perte Dieter Wiefelspütz das Er-
gebnis der monatelangen Ver-
handlungen.

Das BKA als bundesweite Anti-
Terror-Polizei mit weitreichenden
Kompetenzen wie die Geheim-
dienste soll bereits im Vorfeld
bundesweit Gefahren abwehren
können. Weitreichendere Wohn-
raum- und Telefonüberwachung
gehören ebenso dazu wie die On-
line-Durchsuchung auf Compu-

tern Verdächtiger, Einsatz von ver-
deckten Ermittlern, Raster- und
Schleierfahndung. Außerdem soll
der Informantenschutz einge-
schränkt und nur noch für Geistli-
che, Rechtsanwälte und Abgeord-
nete gelten, nicht aber für Journa-
listen. Verleger und Redakteure
fürchten Einschränkung der Pres-

sefreiheit. Schließlich könnten
Gespräche mit Informanten von
den Ermittlern genau nachvollzo-
gen werden.

Notwendiges Instrumentarium
zum Schutz vor Terroristen? CSU-
Innenexperte Hans-Peter Uhl erin-
nert an die Sauerland-Bomber und
die von ihnen geplante Serie von
Sprengstoffanschlägen. Doch
konnte gerade diese Gruppe Ter-
rorverdächtiger auch ohne die
neuen Gesetzgebungskompeten-
zen gefasst werden.

Bei den Liberalen setzt man auf
den Bundesrat: So kündigt die
bayerische FDP-Chefin Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger be-
reits an, dass ihre Partei als Regie-
rungspartner in München auf eine
Enthaltung des Freistaates in der
Länderkammer drängen werde.
Zudem setzt man darauf, dass sich
auch Hessen – wegen der anste-
henden Neuwahl und der nur ge-
schäftsführenden Landesregie-
rung im Bundesrat – enthalten
werde. „Auf Hessen kommt es an“,
sagt der FDP-Rechtsexperte Max
Stadler.

Doch Hessens geschäftsführen-
der Ministerpräsident Roland
Koch (CDU) denkt offenbar nicht
an Stimm-Enthaltung. Hessen
werde dem BKA-Gesetz im Bun-
desrat zustimmen, hieß es gestern
aus Wiesbadener Regierungskrei-
sen.

Grünen-Innenexperte Wolf-
gang Wieland droht bereits mit
dem Gang vors Bundesverfas-
sungsgericht nach Karlsruhe.
„Wer nicht hören will, muss füh-
len“, warnt er. Doch in den Rei-
hen der großen Koalition gibt
man sich gelassen: „Wer sich ein
blaues Auge holen will, soll den
Weg nach Karlsruhe suchen.“

„Das ist ein weiterer Schritt
zu mehr Staat und weniger
Freiheit.“
VERBAND DEUTSCHER
ZEITSCHRIFTENVERLEGER
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